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D e n k s c h r i f t

über
die Möglichkeit der Abwendung einer Militärdiktatur 

von Jr. iur. Hosen3tock
Privatdozent d.-.« Staatsrechts an der Universität Leipzig.

Seit dem 1?. Juli hat ^ich die Zerfahrenheit des Rechta- 
app.irates unserer Yerfaasung unaufhn.ltsam gesteigert. Auf Sei
ten dar Reicholoitung zeigen Vizoknnzlsrtun und die Berufung 
vor> Spahn und Kr\use, daß experim -ntiert wird und zwar gleich 
in drei dobieton: Umwandlung däi Reichskanzlaramts,» der Reichs- 
«“♦kretäre und des preußischen Staatsministeriums. Auf Seite 
dos Reichstag i ünd 3i ̂ böneraucnqhuß, Haupt aus schuß und inter
fraktionelle Besprechungen ganz ähnliche Ausgeburten der voll
kommenen Verwirrung, die ebenfalls alle Seiten der Einrichtung 
.«•greift: es kriselt hisr das Vortriltnio zur Regierung (Siebener-dirat), zum Volke (Hauptauaschuß) zu den Parteien der bisherigen 
Art. ("Interfraktioneller Ausschuß")

In oinen Aufsätze “Dio Wiedergeburt des Reichstags“ 
habe ich diese Wehen des Überganges, ihr© Einbettung und ihre 
einfachsten Wurzeln aufzuzoi ten versucht. Die vorliegende 
Denkschrift will dieselben Praxen von ihrer technischen und 
juristischen Seite h±r* prüfen. Denn ob auch zur 2eit da« Wesen 
der Torfarsung verdunkelt ê -.cheint, so lassen sich trotzte» 
einfache ßnt wicklunge 1 ini -or» aufzr*i*en, deren Aufhellung die Zu- 
rliokln^ung der verhängten Laufbahn beschleunigen kann.



S.g besteht in Augenblicke f olgander 'JiderapruchJ die 
Regierung braucht der Welt gegenüber nötiger als je den Reichs- 
tag. Die Sätze in der Kote an den Papst, über ihn sind nui» aus ' 
di 3aer eigentümlichen Zwangslage der deutschen Regierung ver
ständlich. D -r Leite • dos Auswärtigen Amtes unterstreicht in 
jeder Rede H o  Botwendigkait, nur eine Politik, die vom Vertrau
en der breiter Lassa, vom Vertrauen des Volkes getragen wird, 
zu führen. Der Reichstag muß dom Ausland gegenüber mit allem 
ITaohdruck sichtbar reden, in die Erscheinung treten. Ohne ihn 
findet die Beamtenrogiorung im Auslandes keinerlei Widerhall 
oder Achtung.

Umgekehrt: die Beichetagsmelirheit braucht seit dem 10 . 
Juli dem Volke gn.geniibor dia Regierung. Denn sie hat sich an 
jenem Tag© nicht hinter sondern neben die Regierung gestellt.
Sie hat in dem Wunsch, neben Kaiser und Kanzler auch das deut
sche Volk den Auslände gegenüber mit Sprache zu begaben, innen 
ein unendliches d .-.fühl des L.idtrauons und der Abneigung gegen 
dies bloße i.eden, lies unverantwortliche Eineinregieren erzeugt, 
das in der verbreiteten hißachtung des derzeitigen Hoichetags- 
niveaua seinen reichlichen iTäh "toden hat. Di® Mehrheit braucht 
eine Datierung, iie sich vor oie stellt und klar sagt, “ich 
führe euren Beschluß aus* , uri dem Odium unverantwort1ichen 

Dreinrodens und Zersplitterns der außenpolitischen Führung zu 
entgehen. An dar verfehlten Perm, richtiger der Formlosigkeit 

der Ju.likriso i t die Uohrhoit wahrlich nicht schuld, aber sie 
uuß - ihre beweglichen inner ’-.äedorkehrenden Beschwörungen der 
Regierung beweisen cs, ~ ncgen die unverstündigen Anwürfe durch 
die Unentwegten uni Ununterriohtolon - den beschrittenon Weg bis 
zu oinsra Ziele gehen, an den die Deckung zwischen Mohrhai tstoe- 
Schluß und ..egio:'uug3villen volkcverständllch am Tage liegt.
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Vizekanzler, nit Minister-.;ssseln abgefundene Einzelne, Siob@n©r- 
rat und Aueschußbe rat ung erschweren die Erreichung dieses Zieles» 
denn sie machen unsre Verhältnisse verwickelter und verstecken 
damit die herrschende Unkenntnis unsrer Verfassung. Vor allem
aber: sie helfen rar nickt, der uehrheitswillen seinen klaren
Platz im Aufbau der Roiclisojadnung zu verschaffen, sondern gehen
immer wieder von der.) Chaos der 397 i’ieichs tags abgeordnet en aus,
sie operieren mit dem ues-u.rtreichstag als sei er ein Richter-
kollegium, oj.no kollegiale iCehördc- oder dergleichen. Der Reichs
tag ist aber ganz etwas and'tes - er ist Mehrheitskörpernchaft.
Das T-Ietsen der Volksvertretung ist Du ’chaetzung eines bestimmter, 
abge stimmt an 'Jillens, nicht Erwägung 'und Kompromiß wie in einem
hat oder Gericht.

Wäre diesen Abgloiton auf die schiefe Ebene nun mit einer 
Pari amentarisiennjg der' Reicheieitung au steuern? Ein parlamen-
tarischer Reichskanzler ist zur Zeit unraöglicli. Es gibt nicht
drei Fragen, für die er auf ein und die selbe Mehrheit rechnen
kann. In jeder Cteu rrfrage.: Deamterfrage usw. gruppieren sich
die Fraktionen du ’ohoinandei Uu.i ein Re Ichskanzler, der sich
auf wechselnde norm ei ton ü ützt irjid seine Abhängigkeit von sol-
chen Mehrheiten liir.nir.in1,, r,:.v; thooreti 'ch möglich sein, aber
gewiß iwt er kein parlamen t. •u-ischer, vom Vertrauen “des“ Reichs-
tags getragener Führer. Abcrr ein parlamentarischer Roichakanz-
1er ist nicht or a nur’ zur -’eit unmd'-i i oh. Denn der Kanzler ist
ja der Spreche r- i r zwei hu. G-ur rLi in Reich vor dem Reichstag.
Er ist der Vorst tz -r }.-•• Cr. , IJur. »rai * und verkörpert ihn vor der
Voiksvertv,oturr>;. Zirre.-. kuv 0 3 tikut seinen Villen genau
umgekehrt als der - ro 1 f,.r_ r ■, r:Rr.L i c•i » f drur.d von geheimer
vertrau! leiser beratung; ni v ü die Abstimmung, sondern die P’w*-
wägungen, die ihr- voriv.r-go]r-n, ■) 1 cd der ■•richtige Teil seiner
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Aufgabe. Den Reichskanzler parlamentariaieren: das hieße einen' 
neuen Vorsitzenden des BundeBrats notwendig machen. Oder diesen 
vollständig und restlos eliminieren und mit ihm das preußische 
Staatsministerium. Diese “Herrschaft des einen Mannes“ über 
die Einzelstaa en und über Preußen ist utopisch.

Die Parlamentarisinrung des preußischen Ministerpräsi
denten kann w •o die aller preußischen Minister technisch nur vom 
Einzelstaat her, von Preußen aus erfolgen, und ist eine Frucht, 
die nur auf dem Wege über die preußische Wahlreform gepflückt 
werden kann und darf. Vor dem üeubau des Landtags in Preußen 
kann dess n ßtaatsministeriun - gerade die Berufung eines Keichs- 
tagsabgeordn'üen nach P r außen, eines Landtagsabgeordneten ins 
Reich bowoist ec - nicht parlamentarisiort werden. Für das 
Reich muß die Lösung selbständig gesucht werden.

Küher rücken uir der gegebenen Lösung aber doch durch 
die Erwägung, daß der Reichskanzler Vorsitzender des Bundesrats 
ist. Denn damit besinnen wir uns, daß er jedenfalls nicht bloß 
Werkzeug der Krone, sondern Staatsmann ist. Der Reichskanzler 
ist verantwortlich, d-h. er- hat eine eigene Überzeugung auch 
gegen Ion n \isor zu - eten, er hat eine selbständige Stimme
in der “P.eiohslei tung‘‘. Dienec erst im Kriege heraustretende 
Gebilde der Reichs!oitung begreift erstens als Vorsitzenden don 
König von Preußen als obersten kriogsherrn des Reichs; als Glied 
der deicheTeilung führt dieser den Titel Kaiser, sie begreift 
zweitens don Vorsit"enVon d  :- :j  Bundesrats, den preußischen Mini
st orp ras ident en, als Titel der Reichs le itung führt dieser den 
iital Keichsk in.zler. Jen aber begreift sie drittens und vier
tens? Id Krie-o ist ca leicht darauf mit “Hindenburg und Luden
dorff“ zu antworten. Erst der Krieg hat allerdings enthüllt, 
daß Kaiser und Kanzler nicht ausreichen zur Reichsleitung.
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Ji'.j Zuziehung des Gh-fs des General3tabfl des Peldheers ergänzt 
diese ne,eh der r.i 1 itdri3t'.do.a-.•>’.Seit« hin. Aber diese Ergänzung 
gerade hat erst das Problem klargsstellt. Denn sie ist ei ns ei - 
-tig und s.io ist bestimmt vorübergehend. Sie ergänzt und entla
stet nur den obersten Kriegsherrn, durch Zuziehung seines ersten 
Offiziers. Aber sie bedeutet ein völliges Hinüborgleiten der 
Hogi 3rungsgoTalt im deich auf dao proußiiche Heorkönigtum.
'/egen dieser Entwicklung dor uelchsloitung ist ein Gegengewicht’ 
von f.eiche feiten nor unerläßlich geworden. Huri gehören zur 
Reichslei tung gewiß auch gelegentlich Korr v. Gapelle, Herr 
2immermann und andere 'Hürdentrager? aber sie wiederum sind ja 
nur ßtollvertreter und Untergebene des Bunde Brat sver sitz 3nden•
Die lloichsseito in dor lioiohnleitung kann nur verstärkt werden 
von einer Gewalt, die sich “auf die Mehrheit des deutschen Volks, 
die sich auf die Mehrheit der deutschen Volksvertretung unausge
setzt stützt“, die nur nach dieser Seit© hin abhängig ist, dom 
Kanzler und Kaiser aber unabhängig mit eigener Verantwortung und 
Stimme in der' Reichsleitung gegennbersteht. Nicht3 anderes der 
ist abhängig gev/ordo*', bedingungslos abhängig geworden vom Ver
trauen des VollsbowuStseins und der Volksvertretung als unsere 
Außenpolitik. Es ist geradezu der Sinn dor Kurve dieser drei 
Jahre, daß iie Volt dar ihren Ellok völlig entrückte deutsche 
Voll: und sein Organ, den Reichstag, wieder außenpolitisch auf- 
t"‘oton sieht. Es ist dor Sinn dor Hehrheitsreaoluaion, der 
Papotnote, dor berechtigt© Kern in dem Thitgehoul der hypnotisiert 
auf die “Autokratie“ dos Kaisertums starrenden Gegner, uer Grund 
schließlich für dis groß© Bedeutung von Davids Hede in ftockholm 
und von Erzbergera Vorstoß. Dis Außenpolitik des Reichs muß 
getragen werden von Vertrauen der Reichstagsmehrheit. Ihr Lei
ter ist der berufene Vertreter dor dritten Gewalt im Reiche;



— u —

•itoht dar Xanzlor für den Bunde erat, der Kaiser für das preußi- 
3che Heerkönigtum, so der Außenrainioter für den Reichstag.
Dieser Zustand be et Mit bereits tatsächlich. Herr v. Kiihliaann 
führt sein Ar.it gestützt auf die Mehrheitsresolution vom 19 . Juli, 
ür würde an gegen eine Reichstags:’.ohrheit nicht einen Tag länger 
führen können* »Seine. besondere Mission wäre beendet, an dem 
Tage, ’.to  er nicht mehr dies Ter trauen hinter sich hätte. Gewiß 
könnte dann der .Kanzler oder ein General die Reichsgeschäfte 
leiten, aber dio angebahnt Entlastung Europas von der Hypnose 
der deutschen Autokratie, des preußischen Militarismus wäre damit 
zunichte. Das ganze Work dos letzten .lahros würde rückgängig ge
macht nein. Jer dtaatnsekretär des Auswärtigen ist allein durch 
die Aufnahme des erlösenden ßtiohwort 3: <. Europa >• zum Führer dor
Reichstagsmehrhei.t geworden. Aber rechtlich int er noch immer 
Untergebner dos Kanzlers, Goklet är, und damit nur subsidiär es 

Mitglied dor Reioi 1 o 1 eituih. Aber das Schicksal fügt es, daß dor 
Kanzler* auf ihn für dio auswärtige- Politik angewiesen ißt. En 
ist undenkbar, daß dor £-üllT:,wärüigR Kanzler Herrn v. Kühlmann 
Schwierigkeiten macht. Ein Kanzler Holfferich könnte jedoch die
sen Vor such machen. Daher iiuß zur Sache? die Form treten: das 
Staatsoekret'tri.ni ü-’S Auswärtig ,r. i ü< zu p:\r 1 ane n t ?.r i s i e r en.
3ein Träger muß auf Fordern der Mehrheit gehen. Dieser Rechts
satz klärt zunächst .-•eine Sonderst,?1 lung in der Reichsloitung.
Er ist alsdann eher dritin 1 ranr. in dor Roichei^-itung, die hier
durch erst ihro •sin;'1, 'wi läßc Durchbildung erfährt. Zu ihr gehört 
dann nobon dom. Toroitzenrl^n d.3e Bundesrats der Vertrauens rsann 
dos Reichstags. Bunde srai. und Reichstag werden erst jetzt wech
selseitig verknüpft ..'■erden können. Denn nunmehr wird don Bundes
rat im Reichstag der Kanzler, don Reichstag aber im Bund0 0 rat 
der Außenminister vertreten! Denn den wäre der zweite Rechts
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satz, der sich von selbst anschließt: Der Außenminister darf 
nicht Uitglied des Bundaorato sein, sondern erscheint nur in ' 
diesem und genießt dort allo die Rechte, die Bunde sratsmitglie-- 
dern im Reichstage zustehen! Hiermit löst sich mühelos die 
Doktorfrage wegen Artikol IX der Reichsverfassung. Roichstaga- 
abgeordneto zu Bundesratsmitgliedern machen wollen: das hoißt 
den Reichstag endgültig degradieren zur RegierungsOhnmacht.
Es wäre dies genau das Gegenteil oiner Parlamentarisierung.
Es bedarf dessen auch nicht. Denn der Außenminister braucht 
nicht Hitglied dos Bundesrats zu sein. Keine seiner Obliegen
heiten erfordert das.

Diese Entwicklung ist nun bemerkenswerter Heise in der 
Verfassung selbst angelegt. Das Pflähzloin doa Bundesratsaus- 
schussos für die auswärtigen Angelegenheiten erhält jetzt plötz
lich Bedeutung und Sinn. Erst wenn klar erkannt ist, daß die 
Außenpolitik vom Volkswillon getragen sein muß, erst dann wird 
verständlich, daß sich der Vertrauensmann des Reichstage über 
seine; Amtsführung eben im Bundesrat verantworten muß, genau 30 
wie der Kanzler für di s vor blind -ton Regierungen dem Reichstage 
Rede und Antwort, stehen muß.

Und noch ein anderer gordischer Knoten löst sich auf: 
die Stellung dos preußischen Ministers des Auswärtigen! Erst 
jetzt gewinnt, die sc 3 Amt seine Bewegungsfreiheit zurück. Es 
wird nun durchaus sinnvoll, daß Preußen, nicht das Reich beim 
V a t i Je an Gesandte unterhält. Denn nur mit der Parlamentarisierung 
der Außenpolitik und mit der Überwindung der Vorfassung Bismarck 
gelingt es Preußen, seinen eigentümlichen Standpunkt in Kultus
fragen usw. wieder gebührend zu wahren. In einem Augenblick, 
wo eine Art Bodiatisierung der Bundesstaaten durch die Finanz- 
not droht, ist cg "k- Preußon selbst von höchster Bedeutung, daß



ös auf diese Weise seine Bewegungsfreiheit gegenüber dem Reichs- 
tag-'- zurückgewinrt. Es wird also rait dieser Säuerung Preußen 
nicht nur genommen, sondern auch gegeben; es werden keinerlei 
Rechte der Einzelstaaten angetactet und es wird nur für et7as 
schon Vorhandenes der rechtliche Ausdruck geprägt. Letzteres 
ist von entscheidender Bedeutung. Rechtssätze können im politi
schen Loben nur aussprechen was Ist und damit die Luft von iiiao- 
men des Mißvarctehens und der Verleumdung befreien. Di* Grund
linien für eine einheitliche Außenpolitik der Mehrheit sind da.
Es ist kein Sprung ins dunkle, wie er ob in allen anderen Zwei
gen der Verwaltung wäre, wenn die Außenpolitik des Reichstags 
nun auch rechtlich in der Reichsleitung Sitz und Stimme erhielte. 
Lin Zur ick in die Zeit vor rlou 1?. Juli 1917, vor dem 12. Dezem
ber 1916 ist unmöglich- Die Berufungen Spahns und Krauses und 
der Siebenerausschuß sind hybride Bildungen zu Gunsten von Per
sonen. Das Vizekanzleramt und die Ausschußberatungen des Reichs
tags sind schlimmer. Denn sie verkehren geradezu das Wesen der 
Gewalten im weide: der Vizekanzler wird die Verantwortung des 
Reichskanzlers, der Aus schuß die Öffentlichkeit de 3 Reichstags 
herabwürdigen und co Ir rächen. Beide Neuerungen sind Attentate 
•:egt*n das Wesen Kanzleramts und der Volksvertretung und ha
ben schon zu einer Binlerung des Ansehens beider Einrichtungen 
geführt.

Dio Schaffung einee parlamentarischen Außenministers 
hingegen kann sich ohne jede G-ewal tsamkeit vollziehen. Es ist 
nicht einmal erforderlich, daß er selbst ein Reichstagsmandat 
erwirbt. Die neue Dorm seines Amts '.nirde ohne solches Mandat, 
ja dadurch, daß sein Inhaber den soeben voraußgegangenan gegen
seitigen Parteiverljumdungen entrückt wäre, sogar noch besser 
vor aller Veit, vor Volk und Ausland, di© endlich erreicht© Var-




